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INHALTSVERZEICHNIS

UMFRAGE ZUR BAUKONJUNKTUR – 

Präsident Thomas Echterhoff: Massive Eintrübung der Geschäftserwartungen

„Die aktuelle Konjunkturumfrage des Bauindustrieverbandes hat unsere Befürchtungen im Hinblick auf die 
Eintrübung der Geschäftserwartungen leider bestätigt. Am schlimmsten ist die Entwicklung im Bereich des 
Wohnungsbaus.“ kommentierte Dipl.-Ing. Thomas Echterhoff, Präsident des Bauindustrieverbandes Nieder-
sachsen-Bremen die Ergebnisse der traditionellen Herbstumfrage des Verbandes.

Nur noch 54 Prozent der befragten Unternehmen gehen von einer besseren oder zumindest unveränderten Ge-
schäftsentwicklung in den nächsten sechs Monaten aus. Bei der Herbstumfrage des Vorjahres waren es noch fast 
90 Prozent. Echterhoff: „Die deutlichsten Verschlechterungen gab es im Bereich des Wohnungsbaus. In diesem 
Marktsegment gehen 66,7 Prozent (Vorjahr 9,4 Prozent) von einer schlechteren Geschäftsentwicklung im nächsten 
Halbjahr aus.“

Annähernd ebenso hohe Negativwerte waren auch bei den Ausbaugewerken zu verzeichnen. Nur wenig besser sei-
en die Einschätzungen im Bereich des Wirtschaftshochbaus sowie des öffentlichen Hochbaus ausgefallen. In vielen 
Marktsegmenten des Tiefbaus seien ebenfalls erhebliche Eintrübungen bei der Beurteilung der Geschäftsaussich-
ten zu verzeichnen gewesen.Nach Aussage von Echterhoff habe bei der Frage nach den aktuellen Problemen der 
Bauwirtschaft erwartungsgemäß das Thema Preiserhöhung bei Baumaterialien an erster Stelle gestanden. Dahinter 
rangierten die Behinderung der Bautätigkeit durch Fachkräftemangel sowie Materialknappheit und Lieferprobleme. 

Lesen Sie hierzu auch auf Seite 2–3 das Interview mit Dipl.-Ing. Thomas Echterhoff.

INGENIEURRECHTSTAG 2022
Entwicklungen bei den Freien Berufen, aktuelle Schwer-
punkte in der Rechtsprechung, Notfallvorsorge für 
das Ingenieurbüro und zu guter Letzt der Blick auf die 
Rahmenbedingungen für ein klimaangepasstes Bauen: 
Mit diesem breiten Themenspektrum als spannendes 
Programm begrüßte Präsident Martin Betzler Anfang 
November die Teilnehmer in Hannover zum Ingenieur-
rechtstag 2022. Und dieser Ingenieurrechtstag stand 
nach zwei Jahren im digitalen Format nun auch wieder 
ganz im Zeichen des persönlichen Austauschs und des 
Miteinanders vor Ort.

Zum Auftakt skizzierte RA Peter Klotzki, Hauptge-
schäftsführer Bundesverband der Freien Berufe in Ber-
lin, den Rahmen für Freie Berufe – Chancen, Risiken und 
Perspektiven: Rund 6 Mio. Beschäftigte in den Branchen 
dominieren die Wirtschaft, dies mit einem Wertesystem 
aus Gemeinwohlorientierung und Verbraucherschutz, 
aus Expertenwissen, Know-How, Qualität, Verantwor-
tung, Innovation und mehr. Größe, Dynamik und agile 
Einheiten seien die Stärken der Freien Berufe, die sich 
insbesondere als Local Player hohen Stellenwert ver-
schaffen. „Keine Gruppe hört so viel, keine Gruppe sen-
det so viel“, unterstrich der Referent die gesellschaft-
liche Akzeptanz einerseits wie die staatlich-politische 

Wertschätzung mit dringend erforderlichen politischen 
Bekenntnissen zu den Freien Berufen andererseits. Fol-
gend richtete der BFB-Hauptgeschäftsführer den Blick 
auf die Risiken für die planenden Berufe durch die euro-
päischen Novellierungstendenzen und plädierte für den 
Erhalt und Ausbau der Kammerstrukturen.

Auch die Aktivitäten von Fremdinvestoren im heilbe-
ruflichen Sektor durch Aufkauf von Praxen und medi-
zinischen Einheiten, die er als Angriff auf die berufliche 
Selbständigkeit bezeichnete, bieten Grund zur Sorge. 
Der BFB sei hier in unterschiedliche institutionelle Pro-
zesse eingebunden und fordere fortlaufend die Aus-
einandersetzung mit den Freien Berufen sowie ent-
sprechende gesetzliche Regelungen. „Denn wenn der 
Wettbewerb wegfällt, leidet auch der Verbraucher“, 
so RA Klotzki, dies auch mit Blick auf die anstehenden 
Anforderungen an ein klimaangepasstes Bauen. Dem 
Berufsstand zeigte er eine positive Perspektive auf und 
schrieb den planenden Ingenieurinnen und Ingenieuren 
als „Klimaexperten“ insbesondere in den Herausforde-
rungen an den Klimawandel in der Energiewende und 
der Transformation eine Schlüsselrolle zu. Hier punkten 
Freie Berufe mit Unabhängigkeit und Expertise.
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Der Koalitionsvertrag ist unterzeichnet, der Fahrplan der 
Anfang Oktober für die kommenden fünf Jahre gewählten  
niedersächsischen Landesregierung steht. Sollte man mei-
nen. Doch konkrete Zielvorgaben oder praktikable Kon-
zepte lassen die rote-grünen Ankündigungen größtenteils 
vermissen. Viel mehr als ein Alibiwerk ist nicht herausge-
kommen. Vor dem Hintergrund der großen Herausforde-
rungen dieser Zeiten ist das mindestens enttäuschend.

Allein das Beispiel Straßeninfrastruktur: Hier wollen die 
Koalitionäre „einen stärkeren Fokus auf den Erhalt und 
die Sanierung im Bestand von Straßen legen. Auf den 
Ausbau von Landesstraßen setzen wir nur noch dort, wo 
diese zur Entlastung von Ortschaften notwendig sind. 
Die Mittel im Landesstraßenbauplanfonds werden wir 
mindestens verstetigen.“ Diese Versprechen sind nichts 

anderes als Mangelverwaltung. Die neue Regierung ver-
sucht damit nur das aufzuholen, was die Vorgängerre-
gierungen verschlafen haben. Das soll Fortschritt sein? 
Oder der Neubau der A 20, A 39, A 33 Nord und diverser 
Bundesstraßen: Hier werde die Bundesregierung dabei 
unterstützt, bei den Bedarfsplanüberprüfungen neben 
der wirtschaftlichen und verkehrlichen Entwicklung auch 
das Klimaschutzprogramm 2030 und das Bundesklima-
schutzgesetz zu berücksichtigen. Das klingt nach einer 
Einladung zu endlosen Diskussionen und Prozessen.

Was der Wirtschaft nicht hilft, ist Unsicherheit. Aber ge-
nau die durchzieht diesen Koalitionsvertrag wie ein roter 
Faden. Auf diese Weise sorgt die neue Landesregierung 
anstelle von Aufbruchstimmung im besten Fall für Stag-
nation. So lässt sich der Wohlstand nicht sichern. 

MEHR FRAGEN ALS ANTWORTEN

WIR STELLEN UNS AUF RAUE ZEITEN EIN

weiter auf Seite 3

Im Gespräch mit  Dipl.-Ing. Thomas Echterhoff, Präsi-
dent des Bauindustrieverbandes Niedersachsen-Bre-
men 

Wie beurteilen Sie die baukonjunkturelle Lage in 
Deutschland?

Thomas Echterhoff: Der anhaltende Krieg in der Ukraine, 
Probleme bei den internationalen Lieferketten, die Zins-
wende sowie die inflationäre Entwicklung - auch beim 
Baumaterial - haben vielfältige Auswirkungen auf die 
Baukonjunktur in Deutschland. 

Wegen der Probleme bei der Versorgung mit Baumaterial 
und der Preisentwicklung bei Bauleistungen sowie die all-
gemein schwächere gesamtkonjunkturelle Entwicklung 
führen fortlaufend zu Problemen. Die BAUINDUSTRIE 
hat daher im Oktober ihre Umsatzprognose nach unten 
revidiert und geht nun davon aus, dass der reale Umsatz 
im laufenden Jahr um 5 % zurückgehen wird. Hoffnung 
macht die Zahl der jahresdurchschnittlich Beschäftigten 
im Bauhauptgewerbe, welche weiter leicht gestiegen ist. 
Die Stimmung ist eingetrübt. Wir stellen uns auf raue Jah-
re ein. Es geht darum die gute Substanz der Betriebe der 
Bauwirtschaft durch die Krise zu bringen und auch deren 
Investitionsfähigkeit zu erhalten. 

Der Koalitionsvertrag in Niedersachsen sieht vor, dass 
die Mittel im Landesstraßenbauplanfond mind. verstetigt 

werden. Nach den uns vorlie-
genden Informationen sollen 
die Investitionen beim Landes-
straßenbau jedoch erheblich 
gekürzt werden. Bislang lagen 
diese bei über 100 Mio. €, für 
2023 sind nur noch 82 Mio. € 
vorgesehen. 

Wie stehen Sie zu diesem Widerspruch? Planungsmittel 
werden erhöht, Baumittel werden gesenkt. 

Thomas Echterhoff: Planung und Bau sind untrennbar 
miteinander verbunden. Dies gilt auf der Landesebe-
ne genauso wie auf der Bundesebene. Wir begrüßen es 
daher ausdrücklich, dass die Mittel für die Landesstra-
ßenbauplanung mind. verstetigt werden. Gleiches muss 
jedoch für die Mittel des Landesstraßenbaus gelten. 
Planung und Bau sollte immer Hand in Hand gehen, so 
dass auch genügend Mittel für den Landesstraßenbau-
haushalt zur Verfügung steht. Die neue Regierung sollte 
also auch die Investitionen in den Landesstraßenbau er-
höhen.

Welchen Einfluss haben die gestiegenen Materialpreise 
auf die Bauwirtschaft?

Thomas Echterhoff: Es gibt große Probleme mit der 
Öffentlichen Hand in Bezug auf Preisanpassungsverlan-

Dipl.-Ing. Thomas Echterhoff,
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gen der Baufirmen, da im Regelfall auf die vor dem An-
griff auf die Ukraine vereinbarten Preise bei andauern-
den Verträgen bestanden wird. Bei neuen Vergaben wird 
auch nur in Ausnahmefällen mit der Stoffpreisgleitklausel 
gearbeitet. Deren Umsetzung und Handhabung wird im 
Verhältnis zum Nutzen von den Unternehmen kritisch 
gesehen. 

Die Auswirkungen der gestiegenen Materialpreise und 
auch fehlender Verfügbarkeiten besonders auf den Woh-
nungsbau sind bereits deutlich sichtbar. Die steigenden 
Zinsen treten als Problem hinzu und machen das Bauen 
zum heutigen Preis sehr schwierig und lassen nun einen 
Rückgang der Bautätigkeit im Wohnungsbau wahrneh-
men. 

In der Infrastruktur sind die notwendigen Investitionen 
immens. Hier ist angesichts der gestiegenen Preise eine 
sich abzeichnende Zurückhaltung bei den Vergaben 
höchst problematisch. 

Warum ist Bauen auch unabhängig von gestiegenen 
Materialpreisen so teuer geworden?

Thomas Echterhoff: Der Baupreis in Deutschland ist mei-
ner Ansicht nach politikgetrieben. Erhöhte technische 
Anforderungen im Bereich des Wärme- und des Schall-
schutzes und auch des allerdings notwendigen Brand-
schutzes treiben den Baupreis in Deutschland in die 
Höhe. Hochwertige Haustechnikanlagen und der not-
wendige Verzicht auf fossile Brennstoffe sowie Heizungs-
systeme und Lüftungsanlagen bei hohen Wärmedämm-
standards machen es schlicht unmöglich, in Deutschland 
preiswert zu bauen. Vielleicht sollte der Fokus stärker auf 
die große Menge an benötigten Wohnraum und auf in-
telligentes preiswertes Bauen unter einer Absenkung von 
technischen Standards und Auflagen wie Park- und Stell-
flächen gelegt werden.

Der Koalitionsvertrag der neuen rot-grünen Landes-
regierung enthält die Ankündigung, dass man auf den 
Ausbau der Kreislaufwirtschaft, insbesondere des Re-
cyclings, hinwirken will, um den Ressourcenverbrauch 
zu reduzieren. Insbesondere die große Menge an Bau-
abfällen soll stärker als Sekundärrohstoff, gerade auch 
bei öffentlichen Baumaßnahmen, genutzt werden. Wie 
beurteilen Sie diese Ankündigung?

Thomas Echterhoff: Zunächst einmal ist zu begrüßen, 
dass die neue Landesregierung sich dieses Themas ver-
stärkt annehmen will. Man muss dabei aber auch sehen, 
dass das Niedersächsische Abfallgesetz bereits seit 

Jahrzehnten die Verpflichtung der öffentlichen Hand 
enthält, bei der Vergabe von Bauaufträgen Erzeugnisse 
zu bevorzugen, die aus Abfällen hergestellt wurden, wie 
es eben bei Recycling-Baustoffen der Fall ist. Dennoch 
wird in sehr vielen Ausschreibungen noch immer die 
Verwendung von Recycling-Baustoffen ausgeschlos-
sen, indem die Verwendung von Natursteinen vorge-
schrieben wird. Fragt man nach den Gründen, so hört 
man immer wieder das Argument, bei einer Verwendung 
von Primärmaterialien sei man qualitätsmäßig und auch 
in Bezug auf eine sonst mögliche Umwelthaftung auf 
der sicheren Seite.

Was die Qualitätsstandards betrifft, wird hoffentlich die 
am 1. August 2023 in Kraft tretende Ersatzbaustoffver-
ordnung, die eine bundesweit einheitliche Güteüber-
wachung für die Herstellung von RC-Baustoffen vorsieht, 
Besserung schaffen. Allerdings werden gleichzeitig auch 
wieder neue Hürden errichtet, indem in der Verordnung 
umfangreiche Anzeige- und Dokumentationspflichten 
bei der Verwendung von RC-Baustoffen vorgeschrieben 
werden.

Niedersachsen sollte darauf hinwirken, dass diese 
Hemmnisse abgebaut werden und vor allen Dingen eine 
Regelung eingeführt wird, wonach RC-Baustoffe zukünf-
tig nicht weiter als Abfall, sondern als Produkt gelten.

Welche Forderung würde die niedersächsische Bauwirt-
schaft an die neue Landesregierung stellen? 

Thomas Echterhoff: Unsere neue Landesregierung muss 
Tempo machen und die Wettbewerbsfähigkeit für die 
Unternehmen gewährleisten. 

Die Bedeutung von Industrie und Wirtschaft für den 
Standort Niedersachsen ist immens und wird im Koaliti-
onsvertrag auch sichtbar, allerdings ist der Ernst der Lage 
und die Notwendigkeit schneller Lösungen aus Sicht der 
Bauindustrie nicht hinreichend dargestellt. 

Für wettbewerbsfähige Standortbedingungen brauchen 
wir vor allem kurzfristig bezahlbare Energie, schnellere 
Genehmigungsverfahren, einen breiten Bürokratieab-
bau und eine praxistaugliche Arbeitspolitik. Genau so 
schnell wie die Energieinfrastruktur muss das Land den 
Ausbau der Digital- und Verkehrsinfrastruktur vorantrei-
ben. Wenn Niedersachsen dies vernachlässigt, wandern 
Unternehmen in andere Bundesländer ab, wo sie bessere 
Standortbedingungen finden.

Fortsetzung von Seite 2
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Die Albert Fischer GmbH, Elze, hat die Premier-Ehren-
plakette 2022 im Wettbewerb „Großer Preis des Mit-
telstandes“ erhalten. 

Die Preisverleihung erfolgte durch die Oskar-Patzelt- 
Stiftung.

Die Albert Fischer GmbH ist ein Bauunternehmen, dass sich 
auf den Hoch-, Tief- und Eisenbahnbau spezialisiert hat.  
Darüber hinaus ist es im Haus- und Eigenheimbau tätig. 

Das Verbandsmitglied, gegründet 1990 von Albert Fi-
scher begann mit 20 Mitarbeitern. Aktuell sind 320 Mit-
arbeitende, 15 Auszubildende und 20 Praktikanten und 
Werkstudenten für das Unternehmen tätig. Albert Fischer, 
Geschäftsführer des Hauses erklärt hierzu „Mitarbeiterzu-
friedenheit ist ein wichtiges Anliegen der Geschäftsleitung. 
Von den 20 Gründungsmitarbeitern ist bspw. bis heute 

noch keiner, außer aus  
Altersgründen, aus der 
Firma ausgeschieden.“

Auftraggeber in den Bereichen Tief-, Ingenieur- und Ei-
senbahnbau sind in erster Linie die Deutsche Bahn AG, 
Privatbahnen, Stadt- und Gemeindeverwaltungen, Stra-
ßenbauämter sowie regionale Verkehrsbetriebe. Ein wei-
teres Tätigkeitsfeld des Unternehmens ist der Hallen- und 
Industriebau. 

Fischer verfügt über eine hauseigene Architekturabteilung 
und sieht sich damit in der Lage den Kunden Entwürfe und 
Planungen einschließlich einer 3D-Visiualisierung anzu-
bieten. Der Firmengründer Albert Fischer engagiert sich 
darüber hinaus im hohen Maße im sozialen Bereich. Die 
Stadt Elze würdigte den Firmengründer bereits mit der 
Verleihung des Ehrenringes der Stadt. 

Ende November fand in Hannover der 12. TAG DER NIEDERSÄCHSISCHEN WIRTSCHAFT, 
Arbeitgebertag für Niedersachsen statt. Der diesjährige Titel lautet: „Mehrere Krisen gleich-
zeitig – Lösungen aus Politik und Wirtschaft“. Der niedersächsische Wirtschaftsminister  
Olaf Lies und die Talkrunde „Wirtschaft und Gesellschaft in schweren Zeiten“ diskutieren 
vor 350 Unternehmerinnen und Unternehmern die aktuelle Lage.

Die Zeiten haben sich verändert – mit den Auswirkungen von Corona-Pandemie, Krieg, Inflation, explodierenden Ener-
giepreisen und gestörten Lieferketten haben wir ernste Sorgen um die Wirtschaft und die Gesellschaft. Hinzu kommen 
Klimakrise, Fachkräftemangel, europäische Staatsfinanzen und steigende Zinsen. Es stellt sich die Frage, ob und wie 
die niedersächsische Wirtschaft das aushalten kann und was im Jahr 2023 auf uns zukommt.

Zitat – Olaf Lies, Niedersächsischer Minister für Wirtschaft, Verkehr, Bauen und Digitalisierung wörtlich: 
„Vor uns liegen herausfordernde Zeiten. Die Aufgabe dieser Landesregierung ist es jetzt ganz aktuell, die Niedersäch-
sische Wirtschaft durch die unmittelbar vor uns liegende Zeit zu begleiten und gemeinsam Lösungen zu erarbeiten. 
Das bedeutet Unterstützung für die Unternehmen, die derzeit mit besonderer Wucht von der Energiepreisexplosion 
getroffen werden. Und es bedeutet, für eine sichere und verlässliche Energieversorgung zu sorgen. Wie das gelingen  
kann, zeigen wir gerade mit dem ersten LNG-Terminal für Deutschland in Wilhelmshaven. Diese Krise zeigt, was 
wir gemeinsam zu leisten im Stande sind. Und wir legen jetzt die Basis für die Transformation unserer Wirtschaft hin  
zu Klimaneutralität, mehr Digitalisierung und den damit verbundenen neuen Geschäftsfeldern. Dabei werden wir 
mit einer aktiven Wirtschafts- und Industriepolitik diesen Transformationsprozess begleiten. Das ist nicht die Zeit für  
falsche Sparsamkeit. Wir müssen uns jetzt aus dieser Krise herausinvestieren.“

ALBERT FISCHER GMBH GEEHRT

UVN: 350 GÄSTE BEIM 12. TAG  
DER NIEDERSÄCHSISCHEN WIRTSCHAFT 


